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Konrad und Asse II letzlich keine (rechtliche)
Möglichkeit gegen den Bund hat.

Was passiert mit den
Einwendungen ?

über SCHACHT KONRAD angeschoben.
Passend zur Auftaktkundgebung am 25. Mai
91 in Salzgitter-Bleckenstedt verabschiede

te die Synode der Braunschweiger Landes
kircheeinen klaren Beschluß gegen SCHACHT
KONRAD; und das, obwohl eigens Dr. Viehl
vom Bundesamt für Strahlenschutz dabei war,
um genau das zu verhindern.

Außer den Kommunen der Region haben auch
andere Kommunen (insgesamt ca. 20) frist
gerecht Einwendungen gegen SCHACHT
KONRAD erhoben. Insbesondere die Kom

munen, die Mitglied der Arbeitsgemein Schaft
SCHACHT KONRAD sind, führten darüber
hinaus eigene Aktivitäten durch. Die Stadt
Braunschweig entwarf eine Mustereinwendung

und bot eine Beratung für interessierte Bür
gerinnen und Bürger an. Zu einer Podiums
diskussion von der Stadt mit Pro- und Kon
tra-Vertretern kamen über 500 Leute in den
überfüllten Saal der Stadthalle. Die Gemein
den Lengede und Vechelde führten Bürger
versammlungen zu diesem Anlaß durch und
ließen entsprechende Tafeln an den Orts
eingängen gut sichtbar aufstellen.

Verschiedene Gruppen haben in unterschied

lichen Medien Anzeigen geschaltet, u.a. von
Greenpeace eine halbseitige in fast allen
Überregionalen und lokalen Zeitungen. In vielen
Orten der Region wurde die KONRAD-Zei-

tung flächendeckend verteilt (2 Auflagen
a 120.000 Ex.). Ungeahnt viele Geschäfts-

mhaberlnnen waren bereit, Plakate in ihre
Schaufensterläden zu hängen und Listen

haben wir längstnicht
alle Möglichkeiten genutzt, Menschen direkt

zuerreichen. DiezweimonatigeFristwareinfach
sehr knapp und reichte auch noch in die
Sommerferien hinein.

DieArbeitsgemeinschaftSCHACHTKONRAD

rüstete zwei INFO-Busse aus, die in dieser
eit fast ständig, meist außerhalb der Regl-

^esatz Waren, In mehreren bundes-
eiten Rundbriefen (über 1.000 Adressen)
a en wir über den neuesten Stand infor-

miertundAktivitäten vorgeschlagen. DerlNFO-
bus war Mittelpunkt von 80-100 Aktivitäten

Onfostand, Pressegespräch, Fahrraddemo,
Sternritt) an ca. 50 Orten in der gesamten
Republik. Vor Ort waren es Greenpeace-

Kontaktgruppen,BUNDKreisgruppen, GRÜNE
Kreisverbände, Elterniniliativen oder sogar

Einzelne, die die Aktionen angeleiert und
getragen haben. In einigen Städten waren es
auch noch „alte Bl'ler“; doch spulten die Ak
tionen eher pflichtmäßig und frustriert ab.

Eine grundiegende Schwierigkeit, die auch
. trotz aller guten Erfahrungen, nichtlösen

konnten, war, daß es offenbar nicht mehr

oder zur Zeit nicht möglich ist, viele Leute zu
einem Zeitpunkt an einen Ort für eine Aktion
zusammenzubringen. So kamen zur Auftakt
kundgebung ca. 1 .-2.000 Menschen auf den

Sportplatz nach Salzgitter-Bleckenstedt,
wesentlich weniger, als viele von uns erwar

tet hatten. Aufgrund dieser Erfahrungen ha-
ben wir mehr und mehr auf Qualität als auf

üh!" abschließenden

wir.

rionti^ k "^^*'°^®°''*®tnöglichstsinnbildlich
deutlich werden, aus welchen Bereichen Ein-

Alie Menschen und Organisationen, die frist
gerecht eine Einwendung erhoben haben
(unabhängig in welcher Form), haben sich
damitdas Recht gesichert, beim Erörterung
stermin ihre Einwendungen noch einmal
mündlichzuerläutern undggfs. zu konkretisieren
(undggfs.späterzu klagen). Das Atomgesetz
legt nicht fest, wann dieser Termin stattfin
den und wie lange er dauern muß. Das NMU
will eine Räumlichkeit für ca. 1.000 Leute

vorsehen (ca. 500.000 Menschen - incl. der
Sachbeistände - könnten theoretisch Einlaß

begehren). Da es in der Region an geeigne
ten Räumlichkeiten fehlt, bzw. diese ausge
bucht sind, plant das NMU, an einem Ort in
der Region ein Zelt odereine Leichtbauhalle
aufzustellen. Das NMU wird - aus den einge
gangenen Einwendungen - einen Themen
katalog erstellen, derdann auf dem Erörterungs-
termin innerhalb von ca. 4 Wochen abgear
beitet werden soll.

Das Niedersächsische Umweltministerium

(NMU) muß als Genehmigungsbehörde alle
Einwendungen dokumentieren (Anschrift und
Einwendung); und war Mitte November noch
dabei. Die.Träger öffentlicher Belange" (Kom
munen, Landvolk, Kirche, DGB, anerkannte
Naturschutzverbände, usw.)habennoch länger
Zeit, ihre Einwendungen einzureichen. Ende
Oktober sind z.B. die beiden Gutachten für

die Stadt Salzgitter (von der Gruppe Ökologie
und von Pieles & Gronemeyer) fertig gewor
den, die Anfang '92 auf einer öffentlichen
Ausschußsitzung vorgestellt werden sollen.
Auch diedaraufaufbauende Einwendung der
Stadt Salzgitter muß erst noch ausgewertet
werden. Darüberhinaus will das NMU in Kür

ze Gutachten zur Umweltverträglichkeits
prüfung und zur Langzeitsicherheit verge
ben.

Auf der anderen Seite legen sich die Beam
ten, die noch unter Albrecht aut Pro-Atom-

Kurs waren, mächtig in's Zeug, damit das
Verfahren möglichst schnell abgewickelt wird.
In einem ersten informellen Gespräch hat
uns der neue Staatssekretär Jan-Hendrik Horn

(Nachfolger von Peter Bulle) erklärt, daß der
Erörterungstermin seiner Meinung nach in
Salzgitter und wahrscheinlich erst in der zwei
ten Hälfte 1992 stattfinden wird (bis jetzt war
immer das ,1. Quartal 1991“ genannt wor

den). Töpfer wird bei den „monatliche Status
gesprächen zu KONRAD“, die mit der Wei
sung vom Frühjahr 1991 festgelegt wurden,
auf’s Tempo drücken. Entscheidend wird sein,
ob das NMU ein Konzept entwickelt, wie die
Koalitionsvereinbarungenumgesetztwerden
sollen. In die andere Richtung weist da das

Ergebnis einer „interministeriellen Arbeits
gruppe“, daß die Landesregierung bei den
Entsorgungs-projekten Gorleben, Schacht

Unabhängig vom KONRAD-Verfahren hat das
NMU ein „Endlager-Hearing“ geplant, des
sen Ergebnisse für den Planfeststellungs
beschluß berücksichtigt werden sollen. Pla

nung und Vorbereitung dieses Hearings, das
nach dem Vorbiiddes Gorfeben-Hearings 1979
ablaufen soll, liegen bei dem Beirat, der sich
offiziell aber erst im Dezember konstituiert.

So ist es fraglich, ob der angekündigte Ter
min „Sommer 1992“ realisiert werden kann.

Außerdem war angekündigt, daß das NMU -
ähnlich wie zur Müllproblematik - ab Oktober
1991 eine Anzeigen-Kampagne zum Thema
„Ausstieg aus der Atomenergie“ startet. Bis
heute war davon noch nichts zu sehen.

Schacht Konrad
Erfolgreiche Einwendungskampagne Wendungen gekommen sind. Mit der

„Einwendungs-Lawine“, die am 13. Juli vom'
SCHACHT KONRAD nach Hannover rollte,
ist uns dies u.E. ganz gut gelungen. Über 50
Schlepper und andere Fahrzeuge bildeten
einen über 2 km langen imposanten Konvoi.
Die Übergabe der Einwendungen direkt vor
dem Umweltministerium an MonikaGriefahn
war der Höhepunkt der Presseresonanz.
Umringt vonzahlreichen Journalistinnen wurden
von ca. 30 Gruppen und Organisationen die

gesammelten Einwendungen unddie mit viel
Phantasie gestalteten sinnbildlichen Ein
wendungen mitkurzen Ansprachen überreicht;
sou.a.: (Atommüll-)Kloschüssel, Fässer, ein
Stück Zaun vom AKW Stendal, eine Tür, ein
40m langes Bettlaken, eine Eisenbahnschwelle,
ein Auto, ein Rollstuhl,

/^uf jeden Fall hat sich die (hauptamtliche)
Struktur der Arbeitsgemein Schaft voll bewährt.
Entgegen dem bundesweitem Trend grün
deten sich mit Unterstützung der Arbeitsge
meinschaft neue Initiativen in mehreren Or
len der Region. Durch die gemeinsame Ver
bindung zur Arbeitsgemeinschaft und die
(jeshalb mögliche gemeinsame Darstellung
des gesamten Spektrums des Widerstandes
nd der Kritik an dem Projekt war die Wir

kung nach außen und innen sehr viel größer
als wenn alle nebeneinander her gearbeitet
patten. Es konnten Potentiale (AKW-
Gegnerlnnen in allen gesellschaftlichen Be
reichen und eine grundlegende Ablehnung
rjer Atomenergie bei der Mehrheit der Bevöl
kerung) freigesetzt werden, die durch jahre
lange Arbeit der früheren Bl'sentstanden sind
und die nur von den Bl’s herkömmlicher Prä

gung nicht mehr erreicht werden (können).

u

bar am Werkszaun von VW entlanglaufen.
Bei einem möglichen Transportunfall, so die

Argumentation in der Einwendung, müßte ggfs,
das Werk evakuiert werden. Bei VW unter

Nicht nur die imponierende Zahl von

über 250.000 Einwendungen (unseres
Wissens die zweithöchste nach der 2.

TEG zur WAA Wackersdorf) macht den

Erfolg der Einwendungs-Kampagne aus.

Die Auslegung der Planunterlagen konn

te genutzt werden, um In der Region in

ganz neuen gesellschaftlichen Berei
chen die Auseinandersetzung um die

KONRAD-Problematik(undoftauch um

die Entsorgungs- und Atomenergie

problematik insgesamt) zu initiieren.
Ganz grob geschätzt kamen ca. 100.000

Einwendungen von außerhalb der Regi
on. Obwohl SCHACHT KONRAD bei

weitem nicht so bekannt war (und ist)

wie Wackersdorf, konnten bundesweit
Viele mobilisiert werden.

Ein Schwerpunkt unserer Arbeit waren die
Gewerkschaften und Betriebe in der Region.
So wurde in vielen Betrieben (insbesondere

in den grossen Metallbetrieben in Salzgitter)
speziell auf die betrieblichen Belange zuge
schnittene Einwendungen formuliertund von
den Vertrauensleuten aktiv Einwendungen
gesammelt. Bei VW Salzgitter z.B. fanden
sieben Vertrauensleutesitzungen (je ca. i y
2 Stunden) zum Thema KONRAD (mit einem
Referat der AG SCHACHT KONRAD) statt.
Das VW-Werk liegt direkt neben dem Gelän
de der Stahlwerke, auf dem die Schachtan

lage KONRAD steht; alle Atommülltransporte
SCHACHT KONRAD würden unrtiittel-zum

Uber 250.000 Einwendungen
- Wie geht’s weiter ?

Nach dem eindeutigen und eindrucksvollen

schrieben letztlich mehr als 50% der Beleg
schaft eine Einwendung.

DieIGMetallunterstütztedieKampagnedurch

viele praktische Maßnahmen und eigene
Aktivitäten. Es gab so etwas wie „belebende
Konkurrenz“ zwischen den verschiedenen
Betrieben, wo mehr Einwendungen gesam
meltwurden. Das Ganze bekam eine Eigen-
dynamik, so daß sich auch andere Gewerk
schaften (undderen Funktionäre) in anderen
Orten ^

9®^'*'tingen sahen, was gegen KON-
HAD zu machen. Der Vorsitzende der DGB

auch bereit Der DGB wäre ggfs.
zu klagen.

Auch die eher konseruatiw ..

wirte machten eigene Veran<:^Ift^*^"

beteiligten sich mit Schleppern und'r®"

renten an Auftaktkundgebung und'd^r
Übergabe der Einwendungen. Das LandvS
hat schon seit mehreren Jahren Kritik
SCHACHT KONRAD erhoben; es war ah

das erste Mal, daß sich so viele Landwirte
dieser Weise öffentlich gegen KONRAD be-
kannt haben.

Viele kirchliche Gruppen haben seit Jahren
den Diskussionsprozeß innerhalb der Kirche

an

m
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Endlager

Votum gegen das geplante Atommüllendlager
SCHACHT KONRAD in Salzgitter durch die
über250.000Einwendungenhabendie Energie
versorgungsunternehmen (EVU) als erste
reagiert: Nach Informationen von Greenpeace
wollen die EVU's in Greifswald zwei neue

Zwischenlager bauen: Eines für 10.000 t
abgebrannte Brennelemente und eines für
200.000 Kubikmeter schwach- und mittel
radioaktiven Müll. Offenbar rechnen die EVU's
nicht mehr ernsthaft mit dem von der Bun

desregierung angepeilten Termin .1995/96“
für den Beginn der Einlagerung im SCH ACHT
KONRAD. Um nicht in Gefahr zu geraten,
wegen des immer prekärer werdenden
,Entsorgungsnotstandes“ggfs. Atomanlagen
abstellen zu müssen, will man sich mit die
sen neuen Zwischenlagern erstmal Luft ver
schaffen für die Durchsetzung von SCHACHT
KONRAD. Auch das Festhalten am völlig
maroden Atommüllendlager Morsleben ist ein
Indiz dafür, daß auch die Bundesregierung
sich auf Verzögerungen bei der Durch Setzung
von KONRAD vorbereiten will.

Schon bei der Übergabe der Einwendungen
imRahmender,Einwendungslawine“am 13.
Juliforderte die Arbeitsgemeinschaft SCHACHT
KONRAD Bund und Land auf, zur Kenntnis
zu nehmen, daß die Region ein Atommüll
endlager SCHACHT KONRAD nicht will und
entsprechende Konsequenzen zu ziehen,
wollen sieden sozialen Frieden nichtmutwil-

lig gefährden. Die Arbeitsgemeinschaft for
dert insbesondere alle Gruppen und Organi
sationen auf, die Einwendungen erhoben oder
gesammelt haben auf, sich Konsequenzen
fürden Fall zu überlegen, daßdas Verfahren

weitergeführt und letztlich ggfs, sogar eine
Genehmigung erteilt wird. Auf dem Treffen
am 10.12.91 wollen die „Träger öffentlicher

Belange" eine gemeinsame öffentlichkeits
wirksame Briefaktion an Töpfer starten, der
sich andere Gruppen anschließen können.
Als zweite Stufe, falls Töpfer nicht oder
unzureichend antwortet, ist geplant, ihn -
zumindest mit einer Delegation - direkt in
Bonn aufzusuchen.

Die Frage stellt sich, wo und wann über die

I  Zukunft von SCHACHT KONRAD (und damit
I  der Region) entschieden wird. Neben dem

I  laufenden Planfeststellungsverfahren giltes

I  ebenso andere für KONRAD wichtige Ent-
I  Wicklungen zu beobachten und ggfs, zu be-
I  einflussen. Dazu zählt z.B. die vom Bundes-

I  kabinett geplante Änderung des Atomgesetzes
I  (u.a. mit der Privatisierung der Endlager) und

I  die Bestrebungen der EVU's, einen neuen
I  Energie-und Entsorgungskonsens zwischen
I  SPD, CDU/CSU und FDP zu erreichen, der

I  auch ein AtommüllendlagerSCHACHT KON-
I  RAD umfassen könnte. Für uns ist klar, daß
I  dieses Problem politisch entschieden wird
I  und selbst eine gerichtliche Entscheidung
I  mtztendlich von dem politischen Druck ab-
I  hängt, den wir erzeugen können.

i

Meldungen:

Katholische

bewegung lehnt KONRAD ab
Als .unerträgliche Belastung“ für die in Nie-
ersachsen lebenden Menschen bezeichnete

der Diözesanvorstand der Katholischen

Arbeitnehmerbewegung (KAB) im Bistum
Hildesheim die hier drohende Konzentration

J;^°^*°'^'^üll-Lagerstätten. In seinerjetzt in
Hildesheim veröffentlichten Erklärung warn
te der KAB-Diözesanverband vor den Folgen
einer fortgesetzten Produktion von Atommüll

Endlagerung im SCHACHT
KONRAD in Salzgitter ab (aus Peiner Allge
meinen Zeitung vom 2.10.91)

Veränderungen
Kommunalwahl
Die Ergebnisse der Kommunalwahl brach-

M h *<onimunalparlamenten neue
Mehrheiten zustande. In Salzgitter verlordie

Mehrheit und hat mit den

. ̂  ®'uen Koalitionsvereinbarung un-
lerzeichnet. Bezüglich KONRAD einigten sich

Aku darauf, einen „unverzügli¬
chen Abbruch des Planfeststellungs Verfahrens
zu erreichen“. Sollte Töpfer auf diese Forde
rung nicht eingehen, will die Koalition weite-

Outachteneinholen (z.B. zu den Transport
risiken). Die AG SCHACHT KONRAD soll
finanziell, auch z.B. bei einem evt. Muster
prozeß unterstützt werden.
Auch im Landkreis Peine verlor die SPD ihre
absolute Mehrheitundhatmitden GRÜNEN
ein Bündnisgeschlossen und vereinbart, daß

Eaedkreis (als vierte Kommune) der AG
ochachtkonraD beitritt. In Braunschweig

gibt es nach einer rot-grünen Mehrheit jetzt
ein Ampelbündnis, Obwohl konkrete Aussa
gen fehlen, scheint die ablehnende Position
aer Stadt gegen KONRADnichtin Gefahr. In
ner Gemeinde Vechelde kann sich die CDU
- nach Verlusten von der SPD und Gewinnen
von den GRÜNEN - auf eine solidere Mehr-
neit (mit der FDP) als vor der Wahl .stützen,
«iie Parteien haben in Vechelde mit einer
Posi mn gegen SCHACHT KONRAD den
Wahlkampf geführt.

Claus Schröder - Geschäftsführer der

Arbeitsgemeinschaft SCHACHT KON-

Arbeitnehmer-

dernach

re

Unabhängig vom Erfolg dieser Aktion ist es
wichtig, neben den Aktivitäten in und zum
Planfeststellungsverfahren eineeigenständige
Argumentation und entsprechende Aktivitä
ten zu entwickeln. Wenn man sich zu sehrauf

das Verfahren konzentriert, besteht die Ge
fahr, daß man sich in Details verzettelt. Ziel
sollte sein, ein Selbstbewußtsein zu entwik-
keln nach dem Motto „Wir wollen KONRAD
nicht, basta“. Um das zu stärken, wollen wir
uns nicht ausschließlich und sofort auf die

Vorbereitung des Erörterungstermins stür

zen, sondern den Erfolg der Einwendungs-
Kampagne ausnutzen.

men. In mehreren

(Wander-)Ausstellung der into'^"
Einwendungen zu sehen sein

den Kommunen in der Region aufVo^rL?^
derArbeitsgemeinschaftSCHACHTKONRAn
angeboten hat. Falls es dennoch
Erörterungstermin kommen sollte wirrt
ArbeitsgemeinschaftSCHACHTKONRAno-

ähnliche Kampagne wie zur Ausleguno d«!
Planunterlagen starten. ®

Konkretwilldie ArbeitsgemeinschaftSCHACHT
KONRAD die (neugewonnenen) Kontakte
pflegen und ausbauen. So sind zahlreiche
Veranstaltungen geplant, die die Kritik an
KON RAD und dem Atomprogramm insgesamt

vertiefen sollen. Neben mehreren Bildungs
urlauben-gemeinsam mit gewerkschaftlichen
Trägern - ist auch ein KONRAD-Seminarmit
der Gewerkschaft der Polizei (GdP) geplant.
Dort soll es speziell um die (mögliche) radio
aktive Belastung im Dienstgehen (beiTrans-
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